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B U N D E S T A G S W A H L

Gesundheitspolitik:  
Strukturen im Fokus
In den letzten vier Jahren wurden viele Vorhaben auf den Weg ge-
bracht, die die Qualität der Versorgung verbessern sollen. Jetzt gilt 
es, diese mit Nachdruck umzusetzen und die nächsten Projekte, wie 
die Digitalisierung, mit mutigen Schritten anzugehen.

F
ür Herrmann Gröhe geht die ers-
te Legislaturperiode als Bundes-
gesundheitsminister zu Ende. Eine 
Amtszeit, in der er wichtige ge-

sundheitspolitische Themen aufgegriffen 
und die Auseinandersetzung, beispiels-
weise mit Impfgegnern, nicht gescheut 
hat. Wie mit dem E-Health-Gesetz, ist es 
ihm auch gelungen, eigene Akzente zu 
setzen. Fleißig und unaufgeregt hat er in 
der auslaufenden Legislaturperiode den 
Koalitionsvertrag abgearbeitet und eine 
Vielzahl von Gesetzen und Verordnungen 
die politischen Gremien durchlaufen las-
sen. Darunter die Strukturreform in der 
Pflege und wichtige gesetzliche Voraus-
setzungen für eine qualitätsorientierte 
Steuerung der Krankenhäuser.

Wie viele Gesetze und Reformen zu-
vor, haben die gesetzlichen Kranken-
kassen auch die Vorgaben der aktuellen 
Regierung begleitet und effizient umge-
setzt. Für die qualitätsorientierte Versor-
gung in den Krankenhäusern haben die 
Ersatzkassen wichtige Impulse  gesetzt. 
Zentrale Forderungen aus der vom vdek 
in Auftrag gegebenen Studie zu den 
 „Konsequenzen aus der Qualitätsmessung 

in den Krankenhäusern“ sind in das 
Kranken hausstrukturgesetz (KHSG) ein-
geflossen. 

Chancen für gute 
Versorgungsstrukturen

Jetzt gilt es dran zu bleiben. Besonders 
die Regelungen aus dem KHSG müssen 
konsequent angewendet werden, da-
mit sie wirken. So muss tatsächlich die 
Qualität bei der Krankenhausplanung 
einbezogen werden. Ein erster Schritt 
war die Festlegung der ersten verbind-
lichen Qualitätsindikatoren durch den 
Gemeinsamen Bundesausschuss Ende 
2016. Diese sollen zukünftig in die 
 Krankenhausplanung der Länder einbe-
zogen werden. Zeigt sich, dass ein Kran-
kenhaus in einer Abteilung dauerhaft 
nicht in der Qualität entsprechend dieser 
verbindlichen  Indikatoren arbeitet, kann 
diese zukünftig aus der Planung genom-
men werden. Die Krankenkassen haben 
dann das Recht, den Versorgungsvertrag 
zu kündigen.

Eine weitere Chance ist der Struk-
turfonds, der mit dem KHSG eingeführt 
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Ulrike Elsner wurde auf der vdek-Mit-
gliederversammlung im Juli für wei-
tere fünf Jahre als Vorstandsvorsit-
zende bestätigt. Erstmals war sie 2012 
in den Vorstand des Verbands der 
 Ersatzkassen gewählt worden.
Elsner machte ihre Ziele für die 
neue Amtsperiode deutlich: „Durch 
die Weiterentwicklung der Finanz-
architektur müssen wir faire Wett-
bewerbsbedingungen für die Ersatz-
kassen erreichen. Sie sind die Basis 
für ein modernes Versorgungsange-
bot der Versicherten.“
Weiterer Schwerpunkt wird die Di-
gitalisierung sein, so Elsner weiter: 
„Ich werde mich dafür einsetzen, 
dass der digitale Wandel im Sinne 
der Versicherten erfolgt. Dazu gehö-
ren insbesondere hohe Anforderun-
gen an den Datenschutz.“ Nur durch 
modernisierte Prozesse können 
mehr Versorgungsqualität, Service 
und Effizienz erreicht werden.

V D E K

Ulrike Elsner 
 weiter Vorstands
vorsitzende
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bremen

Verankerung von Notdienstpraxen in 
oder an Krankenhäusern ein erster Schritt 
durch das KHSG getan ist. Gleichzeitig se-
hen die Autoren weiteren Handlungsbe-
darf – unter anderem für ein umfassendes 
Portalpraxenkonzept.

„Gute Versorgung braucht  
gute Strukturen“

Nach wie vor ist das Problem der rück-
läufigen Investitionsförderung der Län-
der nicht gelöst. Sie ist inzwischen zum 
zentralen Problem der Krankenhausfi-
nanzierung geworden. Etwa die Hälf-
te der notwendigen Investitionsausga-
ben nehmen die Krankenhäuser bereits 
aus den Vergütungen der Krankenkassen 
für die Behandlung. Die dafür benötigten 
Mehreinnahmen werden durch Fallzahl-
steigerungen und Personalabbau „erwirt-
schaftet“. Hier ist dringend eine Regelung 
geboten, die grundsätzlich greift und die 
die Investitionsförderung auf sichere 
 Beine stellt.

Und auch in der Arzneimittelversor-
gung sind Regelungen gefragt. Noch immer 
können Pharmahersteller uneingeschränkt 
„Mondpreise“ für neue Medikamente for-
dern. Hier muss der Gesetzgeber für eine 
vertretbare Preisgestaltung vom ersten Tag 
der Zulassung an sorgen.

Eine große Herausforderung für alle 
Beteiligten wird die dringende Einfüh-
rung digitaler Prozesse innerhalb des 
Gesundheitswesens. Modellregionen lie-
fern derzeit wichtige Erkenntnisse bei-
spielsweise zur elektronischen Patiente-
nakte. Bedingung für eine übergreifende 
Nutzung von Daten sind allerdings ein-
heitliche Strukturen und Anwendungen 
– hier muss eine verbindliche Überein-
kunft gefunden werden, die gleichzeitig 
den  Patienten die Hoheit über ihre Daten 
sichert. Eine weitere Mammutaufgabe 
also, die der nächste Chef oder die nächs-
te Chefin des Gesundheitsministeriums zu 
schultern hat.

Die Positionen der Ersatzkassen fin-
den Sie unter https://www.vdek.com/po
litik/positionen  

wurde; ihn werten die Ersatzkassen als 
sinnvolles Instrument, Veränderungen 
anzustoßen. Denn durch fehlende Anreize 
und aus Bestandsschutzgründen, wurden 
vielerorts notwendige Strukturverände-
rungen nicht eingeleitet. Für den Fonds, 
den das Bundesversicherungsamt (BVA) 
verwaltet, wurden 500 Millionen Euro aus 
dem Gesundheitsfonds zur Verfügung ge-
stellt. Damit sollen stationäre Überkapa-
zitäten abgebaut, Krankenhausleistungen 
und Standorte konzentriert oder Kliniken 
in nicht akutstationäre Versorgungsein-
richtungen (z.B. Medizinische Versor-
gungszentren) umgewandelt werden. 
Dazu muss das Land nochmals Mittel in 
der gleichen Höhe beisteuern. 

Verlorene Informationen, 
doppelte Leistung

Der Krankenhaussektor macht mit Kos-
ten von rund 70 Milliarden Euro jährlich 
fast ein Drittel der Gesamtausgaben der 
gesetzlichen Krankenversicherung aus. 
Eine entsprechend hohe Bedeutung ha-
ben Reformen in diesem Bereich. Aber zu-
künftig muss besonders der Koordinati-
on zwischen den Bereichen deutlich mehr 
Aufmerksamkeit geschenkt werden. Zu-
viel geht beim Übergang ambulant/stati-
onär verloren, oder wird doppelt gemacht. 
Lange schon wird über die Überwindung 
der Sektorengrenzen geredet – in der 
kommenden Legislatur muss endlich ein 
Durchbruch erzielt werden.

„Gute Versorgung braucht gute Struk-
turen“ so steht es in den Gesundheitspo-
litischen Positionen, die die Ersatzkassen 
im Hinblick auf die nächste Legislaturpe-
riode verfasst haben. Die Vernetzung zwi-
schen ambulantem und stationärem Be-
reich ist eines der großen Projekte, die 
anstehen; damit verbunden ist auch die 
Verbesserung der Notfallversorgung. 
Hierzu haben die Ersatzkassen ebenfalls 
ein Gutachten in Auftrag gegeben. Das 
AQUA-Institut für angewandte Quali-
tätsförderung und Forschung im Gesund-
heitswesen kommt in seiner Analyse zu 
dem Schluss, dass mit der gesetzlichen 

Die Legislaturperiode geht zu Ende. 
Unter dem Strich eine Bilanz mit 
kostspieligen Projekten, aber auch 
mit Chancen für die Zukunft. Hier am 
Ball zu bleiben und nicht nachzulas-
sen, wird die Aufgabe der nächsten 
Regierung sein. Wenn die gesetzli-
chen Vorgaben konsequent verfolgt 
werden, kann im Krankenhaussektor 
ein Schritt nach vorn gelingen. Be-
sonders der Einbezug der Qualität in 
die Krankenhausplanung würde hel-
fen, das Niveau in der stationären 
Versorgung zu heben.
Dass die Übernahme der Qualitäts-
indikatoren in die Krankenhauspla-
nung für die Länder optional ist, lässt 
allerdings befürchten, dass hier ei-
niges verwässert werden könnte. In 
Bremen bleiben wir am Ball und set-
zen uns mit Nachdruck dafür ein, 
dass Qualitätsindikatoren verbind-
lich berücksichtigt werden. 
Die Verzahnung der ambulanten mit 
der stationären Versorgung bein-
haltet ebenfalls den Aspekt Qualität. 
Denn an den Sektorengrenzen gibt 
es noch immer zu viele Reibungsver-
luste. Hier müssen in den nächsten 
Jahren Hürden überwunden werden. 
Nicht nur in der Versorgung, son-
dern auch – und das wird die Qua-
lität deutlich voranbringen – in der 
Digitalisierung. Um zukunftsfähi-
ge Strukturen aufzubauen, braucht 
es mutige Schritte und kompeten-
te Partner. Die Ersatzkassen stehen 
hierfür bereit und werden die not-
wendigen Entwicklungen, wie bis-
her, aktiv vorantreiben.

K O M M E N T A R

Am Ball bleiben …

von 
KATHRIN HERBST 
Leiterin der 
vdekLandesvertretung 
Bremen
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A U F  L A N D E S E B E N E

Strukturwandel in der Region  
– wo steht Bremen?
Viele Gesetze sind in der ausgehenden Legislaturperiode verabschiedet worden,  
der Gemeinsame Bundesausschuss hat viele Richtlinien erlassen. Ist Bremen auf  
einem guten Stand der Umsetzung?

N
icht nur der Gesetzgeber, auch 
die Krankenkassen haben in 
den vergangenen vier Jahren 
ganze Arbeit geleistet. Allein 

die Pflegereform mit der Umwandlung 
der drei Pflegestufen in fünf Pflegegrade 
und damit auch endlich der angemesse-
ne Einbezug der Demenz in die Leistun-
gen der Pflegeversicherung, war mit ho-
hem Aufwand verbunden und ist für die 
Versicherten auch in Bremen kaum merk-
lich von statten gegangen. Die Vorgaben 
des Präventionsgesetzes wurden eben-
so aufgenommen und haben zu einer Fo-
kussierung auf die Lebenswelten und in 
den Ländern zu neuen Förderstrukturen 
der Kassen geführt – jetzt auch im Ver-
bund mit den anderen Kostenträgern, wie 
zum Beispiel der Deutschen Rentenver-
sicherung.

Neben den Pflegestrukturgesetzen I 
bis III, ist das Krankenhausstrukturgesetz 
(KHSG) ein echtes Schwergewicht. Es be-
inhaltet die Chance auf strukturelle Ver-
änderungen, aber auch seine Kosten wer-
den mit mehr als sechs Milliarden Euro 
bis 2020 schwer zu Buche schlagen. Be-
sonders wichtig ist es den Kassen daher, 
dass der Einzug der Qualität in die Kran-
kenhausplanung konsequent umgesetzt 
wird. Der Gemeinsame Bundesausschuss 
hat dafür bereits erste Qualitätsindika-
toren festgelegt. Allerdings wurden die 
Länder nicht gesetzlich verpflichtet, die-
se vollständig in das Landeskrankenhaus-
recht zu übernehmen. Die Neufassung des 
Krankenhausgesetzes in Bremen ist für 
den Herbst geplant – dann wird sichtbar, 
wie verbindlich das Land die Qualitätsin-
dikatoren nutzen wird.

Der Strukturfonds, der ebenfalls mit 
dem KHSG eingeführt wurde, soll Impul-
se geben, die Krankenhauslandschaft um-
zuformen und effizientere Strukturen zu 
schaffen. Die Kosten für die einzelnen Pro-
jekte werden zu einer Hälfte aus dem Ge-
sundheitsfonds und zur anderen aus Mit-
teln des jeweiligen Landes getragen. In 
Bremen haben Gesundheit Nord (kommu-
nale Kliniken), gesundheitssenatorische 
Behörde und Krankenkassen einen Antrag 
zur Konzentration der Level I und II-Ver-
sorgung für Frühchen am Klinikum Mitte 
erarbeitet. Diese Maßnahme soll zum ei-
nen zu einer höheren Fallzahl und damit 
zu mehr Qualität führen, zum anderen sind 
mehrere Standorte mit hochqualifiziertem 
Personal wegen der Kosten nicht vertret-
bar – ganz abgesehen von der Schwierig-
keit, freie Fachkräfte auf dem Arbeitsmarkt 
zu finden. Der Antrag wird derzeit beim 
Bundesversicherungsamt geprüft.

Notfallambulanzen

In den vergangenen Jahren stieg die Zahl 
der Behandlungen in den Notaufnahmen 
der Krankenhäuser bundesweit massiv. Das 
Nebeneinander des ärztlichen Notdienstes 
und den Notaufnahmen ist für Versicherte 
zum Teil verwirrend, auch hat sich das Pa-
tientenverhalten verändert. Eine gute Lö-
sung ist die Konzentration der Notfallbe-
handlung in Portalpraxen. In Bremen sind 
bereits die Bereitschaftsdienste der Kas-
senärztlichen Vereinigung an die Klinken 
St. Joseph-Stift, Bremen-Nord und Reinken-
heide in Bremerhaven umgezogen. Notauf-
nahme, oder ärztlicher Bereitschaftsdienst? 
– Die Frage wird dort vor Ort geklärt.

Sektorübergreifende Qualitätssicherung

Da viele medizinische Leistungen heute 
im ambulanten und im stationären Sektor 
durchgeführt werden und die Patienten 
im Verlauf der Behandlung häufig in bei-
den Bereichen versorgt werden, ist es nur 
folgerichtig, dass sich auch die Qualitäts-
sicherung zukünftig sektorenübergreifend 
aufstellt. Dafür hat der Gemeinsame Bun-
desausschuss eine Richtlinie erstellt, an 
deren Umsetzung derzeit gearbeitet wird. 
Die perkutane Koronarintervention (PCI) 
und die Koronarangiographie sind die ers-
ten Untersuchungs- und Behandlungsme-
thoden, für die auch in Bremen die Daten 
erhoben werden.

Gesellschaftlicher Wandel, wissen-
schaftlicher Fortschritt und die Bewälti-
gung von großen Wissens- und Datenmen-
gen fordern eine ständige Arbeit an den 
Strukturen. Eine Aufgabe, die die Ersatz-
kassen auch in Bremen engagiert wahr-
nehmen.  

KRANKENHAUSPLANUNG ist nicht nur eine Frage 
der Bettenzahl.
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P S Y C H I A T R I E  R E F O R M

Zeitgemäß und menschenwürdig  
– die Psychiatrie braucht Reformen
Mit dem Willen zur Reform der Psychiatrie war Bremen vorbildlich. Nun geht es darum,  
mit 13 Modellprojekten die Wende in Richtung einer ambulanten, lebensweltbezogenen  
und regionalen Versorgung zu vollziehen.

D
ie Weiterentwicklung der Psy-
chiatrie ist bundesweit ein drin-
gendes Thema. Überregional sind 
Zwangsunterbringungen und 

Zwangsbehandlungen ein großes Prob-
lem. Obwohl diese Maßnahmen mit der 
UN-Behindertenrechtskonvention in Fra-
ge gestellt sind, werden sie seit Jahren im-
mer häufiger in psychiatrischen Einrich-
tungen angewendet. Grund dafür sind oft 
strukturelle Fehlentwicklungen.

Wie ist die aktuelle Lage?

In Bremen ist zum Beispiel zu beobachten, 
dass ein ausdrücklicher Wunsch aller Be-
teiligten besteht, die Versorgung im ambu-
lanten Bereich zu stärken, damit die Betrof-
fenen nicht aus ihrem Umfeld gerissen und 
möglicherweise wochenlang stationär be-
handelt werden müssen. Dafür sind auch 
Einrichtungen, wie Institutsambulanzen 
und Sozialpsychiatrische Dienste, vorhan-
den. Aber oft fehlt es an einer übergreifen-
den Koordination oder einer aufsuchen-
den Akuthilfe, die nicht in der stationären 
Aufnahme endet. Es fehlen Angebote der 
intensiven ambulanten Behandlung, aber 
auch Angebote, die lebensweltbezogen 
und sektorenübergreifend sind. Im Neben-
einander von psychiatrischen Kliniken, nie-
dergelassenen Psychiatern, Institutsambu-
lanzen, sozialpsychiatrischen Diensten der 
Kommunen und der Eingliederungshilfe 
fehlt zudem die Abstimmung.

Was tut Bremen?

Mit der aktuellen Psychiatrie-Reform 2013 
bis 2021 hatte die Bremische Bürgerschaft 

beschlossen, die Situation des psychiatri-
schen Hilfesystems zu verbessern – zeitge-
mäß und menschenwürdig soll die Versor-
gung sein. Nach langer Diskussion geht es 
jetzt um die praktische Umsetzung dieser 
Reform in Bremen.

Im Oktober 2016 stellte Gesundheitsse-
natorin Prof. Dr. Eva Quante-Brandt 13 Mo-
dellprojekte vor, in denen unterschiedliche 
Maßnahmen erprobt werden sollen, die die 
ambulante Versorgung stärken.

Besonders in der nächtlichen Krisen-
versorgung gab es Handlungsbedarf, nach-
dem der bisherige nächtliche Krisendienst 
aus finanziellen Gründen eingestellt wor-
den war. Ein nächtliches Krisentelefon 
mit einer zentralen Nummer für Bremen 
ist daher eines der Projekte. Erreichbar 
ist das Krisentelefon von 21 Uhr bis 8.30 
Uhr. Außerdem wurde bei der Tagesstätte 
der Bremer Werkgemeinschaft (BWG) in 
Walle ein Nachtcafé eingerichtet, an das 
sich Menschen in akuten Krisensituatio-
nen zwischen 19.30 Uhr und 2.30 Uhr wen-
den können.

Kooperation der Hilfestellen

Auch sollen Psychiatrie-Erfahrene stärker 
in die Therapie einbezogen und die An-
gebote in den Stadtteilen besser vernetzt 
werden. Das Land investiert rund 1,2 Mil-
lionen Euro für Projekte. Im Bremer Os-
ten kooperieren zum Beispiel das Klini-
kum Ost, der Arbeiter Samariter Bund und 
die Gapsy (Gesellschaft für ambulante 
psychiatrische Dienste), damit Patienten 
so schnell wie möglich aus der stationä-
ren Behandlung entlassen und in der Ta-
gesklinik betreut werden können. Zudem 

wurden zehn neue Stellen für Psychiatrie-
Erfahrene als Genesungsbegleiter befristet 
finanziert – zunächst bis Ende 2017.

Dann sollen die Zwischenberichte aus 
den Modellprojekten in einer gemeinsa-
men Kommission von Behörde, Kassen, 
Universität Bremen, Psychiatrie-Erfah-
renen, Angehörigen und dem ehemali-
gen Chefarzt eines Klinikums gemeinsam 
evaluiert werden. Jörg Utschakowski, von 
der zuständigen senatorischen Behörde, 
sagt zum Lauf der Projekte: „Die Mittel 
für die Modellprojekte sind auch für den 
Haushalt 2018 / 19 vorgesehen. Ziel ist es, 
dass sich die Projekte aus dem System he-
raus weitertragen – die Perspektive muss 
die Eingliederung in die Regelversorgung 
sein. Die Genesungsbegleiter werden von 
den psychiatrischen Einrichtungen über-
nommen“.

Koordination durch regionale Verbünde

Um eine bessere Koordination der Ver-
sorgung zu erreichen, sollen sich ge-
meindepsychiatrische Verbünde bilden, 
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in die stationäre Kliniken, Tageskliniken, 
die Psychiatrische Institutsambulanzen, 
die ambulante sozialpsychiatrische Pfle-
ge, Angehörige und Psychiatrie-Erfahrene 
sowie die Wohlfahrtverbände eingebun-
den sind. Hier sollen die Hilfen regional 
koordiniert und schwierigere Fälle ge-
steuert werden. Positive Erfahrungen 
hierzu wurden mit dem Projekt „Exper-
tenteam Bremerhaven“ gemacht. Ähn-
liche Ziele verfolgen der Gemeindepsy-
chiatrische Verbund Bremen oder das 
Projekt im Bremer Osten (s.o.).

Was passiert gesetzlich?

Auch der Gesetzgeber will die psychiatri-
sche Versorgung weiterentwickeln. Seit 
Anfang 2017 ist dafür das Gesetz zur Wei-
terentwicklung der Versorgung und Ver-
gütung für psychiatrische und psychoso-
matische Leistungen (PsychVVG) in Kraft. 
Kernelemente des Gesetzes sind Regelun-
gen zur sektorübergreifenden Behandlung 
und Verbesserungen im Vergütungssystem 
in der psychiatrischen Versorgung.

Das pauschalierende Entgeltsystem 
Psychiatrie und Psychosomatik (PEPP) 
soll, wie im somatischen Bereich die DRG, 
zu einer einheitlichen Vergütung bestimm-
ter Diagnosen führen – weg von einer Be-
zahlung nach Anzahl der Tage. Experten 
sind sich einig, dass eine möglichst kurze 
Verweildauer im stationären Bereich und 
ein schneller Übergang in die ambulante 
Versorgung für die Betroffenen in der Re-
gel besser sind. „Daher ist die Vergütung 
nach Fällen und nicht nach der Verweil-
dauer ein sinnvoller Anreiz, den Aufent-
halt in der Klinik so kurz wie möglich zu ge-
stalten, wenn die Patienten im ambulanten 
Bereich gut aufgefangen werden“, so Peter 
Bahlo, Referatsleiter des vdek für die stati-
onäre Versorgung in Bremen.

Kritisch sieht Bahlo allerdings die er-
neute Verlängerung der optionalen An-
wendung des PEPP um ein Jahr, wie es 
das PsychVVG vorgibt: „Das bestehende 
PEPP-System funktioniert und kann nur 
in der Anwendung lernend verbessert 
werden“, sagt er.

Positiv sieht er, dass ab 2020 verbind-
liche Mindestvorgaben für die Personal-
ausstattung stationärer psychiatrischer 
Einrichtungen gelten. Diese sollen vom Ge-
meinsamen Bundesausschuss entwickelt 
werden. Leider habe der Gesetzgeber die, 
noch im Referentenentwurf vorgesehene, 
Nachweisverpflichtung abgeschwächt. Die 
Krankenhäuser sind nur noch verpflichtet, 
die Einhaltung gegenüber dem Institut für 
das Entgeltsystem im Krankenhaus (InEK) 
nachzuweisen – nicht gegenüber den Kran-
kenkassen als Vertragspartner.

Peter Bahlo sieht dies kritisch: „Der 
Nachweis solcher Strukturdaten, wie Per-
sonalvorgaben, muss transparent sein. Dies 
müssen Krankenkassen für die Sicherstel-
lung einer guten Versorgung ihrer Versi-
cherten wissen.“

Dass zukünftig spezielle Behand-
lungsteams der Krankenhäuser mit dem 
„home treatment“ schwer Kranke im häus-
lichen Umfeld betreuen können, bewertet 
er positiv. „Sinnvoll wäre sogar die Auswei-
tung solcher stationsäquivalenten Leistun-
gen auf die psychiatrischen Institutsambu-
lanzen“, so Bahlo.

Wie geht es weiter?

Wenn es gelingt, die ambulante Versor-
gung zu stärken und die Leistungen bes-
ser zu koordinieren, wäre dies eine Wen-
de in die richtige Richtung. „Dann ist“, so 
Bahlo, „auch die notwendige Basis für 
möglichst kurze Verweildauern in den 
psychiatrischen und psychosomatischen 
Kliniken gelegt.“.  

Bewegung – Ernährung – geistige Fitness – Geborgenheit – Schönes erleben in der 
Gemeinschaft. Es gibt viele Bereiche, in denen die Gesundheit von Bewohnern in 
Pflegeheimen gefördert werden kann. Diesen Gedanken haben die Ersatzkassen 
aufgegriffen und zum Motto ihres Ideenwettbewerbs gemacht. 
Gesundheitsförderung soll Menschen erreichen, wo sie leben und ihren Alltag ver-
bringen. Da dies für pflegebedürftige Menschen häufig eine stationäre Pflegeein-
richtung ist, wollen die Ersatzkassen zukunftsweisende Wege finden, hier eine ge-
sundheitsfördernde Lebenswelt zu schaffen. Wie, das wissen Pflegebedürftige, 
Pflegekräfte, Angehörige und ehrenamtlich tätige Menschen am ehesten.
Deshalb suchen die Ersatzkassen die besten Ideen für die Gesundheitsförderung 
in stationären Pflegeeinrichtungen von Menschen, deren Alltag mit dieser Lebens-
welt verbunden ist. Bis zum 30.09.2017 können die Vorschläge beim bundesweiten 
Ideenwettbewerb „Heimvorteil für mehr Gesundheit“ eingereicht werden.
Auch in Bremen sind die Pflegeeinrichtungen mit einem Schreiben über die Ziel-
richtung des Wettbewerbs und die Teilnahmemöglichkeiten informiert worden. 
Zum Beispiel auf der Homepage www.ideenwettbewerbheimvorteil.de – hier wer-
den Interessenten mit einem Klick zum Bewerbungsformular weitergeleitet, in das 
sie ihre Idee eintragen können.
„Gesundheitspotenziale lassen sich in jedem Alter aktivieren. Dabei stärkt jeder 
positive Einfluss auf die Gesundheit die Lebensqualität und das Wohlbefinden. 
Wir hoffen daher auf viele gute Ideen“, so Kathrin Herbst, Leiterin der vdek-Lan-
desvertretung.
Die drei besten Vorschläge werden mit insgesamt 30.000 Euro gefördert und bei 
der Umsetzung professionell begleitet. Außerdem werden alle geeigneten Ideen 
auf der Homepage veröffentlicht, so dass sie von allen Interessierten aufgegriffen 
und umgesetzt werden können.

P F L E G E  U N D  P R Ä V E N T I O N

„Heimvorteil für mehr Gesundheit“  
– Ideenwettbewerb der Ersatzkassen
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P S Y C H O T H E R A P I E  R I C H T L I N I E

Schnellere ambulante Hilfen  
für psychisch Kranke
Die Bedarfe der Patienten haben sich in den letzten Jahren geändert.  
Ab dem 1. April 2017 wurde darauf mit der neuen Psychotherapie-Richtlinie reagiert.

W
enn in einem Bereich des 
Gesundheitswesens nach 
17 Jahren erstmalig eine 
Reform in Kraft tritt, dann 

gehen damit meist größere Veränderun-
gen einher. So auch bei der Psychothera-
pie-Richtlinie (PsyRiLi), deren Eckpunkte 
der Gesetzgeber bereits mit dem Gesetz 
zur Stärkung der Versorgung in der ge-
setzlichen Krankenversicherung (GKV-
VSG) gelegt hat. 

Ersatzkassenversicherte häufig 
in Psychotherapie

Für die Ersatzkassen sind die Reformen 
besonders relevant, denn ihre Versi-
cherten nehmen, auch in Bremen, mehr 
als 50 Prozent aller Psychotherapien in 
Anspruch. Wichtigster Baustein der Re-
form ist die verpflichtende psychothera-
peutische Sprechstunde, in der abgeklärt 
werden soll, ob der Patient an einer be-
handlungsbedürftigen psychischen Stö-
rung erkrankt ist. Hier stellt der Thera-
peut eine erste Diagnose und informiert 
als Mittler über die verschiedenen Richtli-
nienverfahren zur Behandlung, also Ver-
haltenstherapie, tiefenpsychologisch fun-
dierte Psychotherapie oder analytische 
Psychotherapie. Eventuell wird hier aber 
auch festgestellt, dass der Patient kei-
ne Therapie benötigt, sondern eine an-
dere Form der Hilfe braucht. Dann berät 
der Therapeut über passende Alternati-
ven, die von Ehe- und Schuldnerberatung 
über Selbsthilfegruppen bis hin zu stati-
onärer Behandlung oder Rehabilitation 
reichen können. 

Zudem verpflichten sich die Thera-
peuten, mindestens 150 Minuten in der 

Woche telefonisch erreichbar zu sein, 
damit Patienten überhaupt Kontakt auf-
nehmen können. Außerdem haben nun 
die Terminservicestellen der kassenärzt-
lichen Vereinigung die Möglichkeit, Pa-
tienten auf der Suche nach einem freien 
Therapieplatz zu unterstützen und Termi-
ne innerhalb von vier Wochen zu vermit-
teln. Das Ziel muss sein, für alle, die eine 
Therapie benötigen, einen schnellen Zu-
gang zu einer qualitativ guten und für sie 
passenden Versorgung zu schaffen, und 
zwar unabhängig von der spezifischen 
Fachrichtung eines Therapeuten.

Stellt sich in der Sprechstunde heraus, 
dass eine akute seelische Krise vorliegt 
und Arbeitsunfähigkeit droht, kann seit 
neuestem bis zu zwölf Stunden Akutbe-
handlung angeboten werden. Diese muss 
nicht bei den Krankenkassen beantragt, 
sondern nur angezeigt werden.

Eine weitere Änderung betrifft die 
Kurzzeittherapien (KZT), die ab sofort in 
zwei Blöcke à 12 Stunden geteilt sind. Die-
se Regelung wird von der Psychothera-
peutenkammer Bremen zwar als „fach-
lich unsinnig“ kritisiert (s. Interview S. 7). 
Den Ersatzkassen ist diese Neuerung je-
doch besonders wichtig, denn es hatte 
sich gezeigt, dass viele Patienten die The-
rapie bereits nach wenigen Stunden be-
enden. Zudem können sowohl Patient als 
auch Therapeut das Verfahren testen, ohne 
dass ein aufwändiger Gutachterantrag ge-
schrieben werden muss. Eine KZT gilt als 
genehmigt, wenn die Krankenkasse nicht 
innerhalb von drei Wochen widerspricht. 
Nur wenn erstmals eine Langzeittherapie 
beantragt wird, ist ein Gutachten verpflich-
tend. Bei Fortführungsanträge kann die je-
weilige Krankenkasse entscheiden, ob sie 

den Antrag direkt genehmigen möchte oder 
einen Gutachter einschaltet.

Gruppentherapie wird gefördert

Außerdem werden mit der neuen Richt-
linien Gruppentherapien als ein weite-
res Therapieangebot gefördert. Nunmehr 
können in allen psychotherapeutischen 
Verfahren Gruppen von drei bis neun 
Teilnehmer gebildet werden – eine gute 
Möglichkeit, gleichzeitig mehr Patienten 
psychotherapeutisch zu versorgen. 

Problematisch bleibt, dass etliche 
Psychotherapeuten zwar ganze Versor-
gungsitze haben, diese auch ganz nutzen 
könnten, aber aus verschiedenen Grün-
den nur zu 50 Prozent ausfüllen. Trotz-
dem hoffen die Ersatzkassen, dass die 
Versicherten künftig schnelleren Zugang 
zum Therapeuten erhalten. Der gemein-
same Ausschuss G-BA wird die Auswir-
kungen der PsyRiLi in den nächsten fünf 
Jahren evaluieren.  
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P S Y C H O T H E R A P I E  R I C H T L I N I E

„Bereicherung im Interesse 
 einer besseren Versorgung“
Seit dem 1. April 2017 gilt die neue Psychotherapie-Richtlinie. 
 Karl-Heinz Schrömgens, Vorsitzender der Bremer Psychothera-
peutenkammer, begrüßt die Richtlinie, hat jedoch auch kritische 
 Anmerkungen.

Wie bewertet die Psychotherapeutenkam
mer Bremen die neue Richtlinie?
Zentrale Elemente der Reform der Richt-
linie entsprechen langjährigen Forderun-
gen der Psychotherapeutenkammer wie 
die Einführung der psychotherapeuti-
schen Sprechstunde und der Akutbehand-
lung. Allerdings schafft die auf Betreiben 
der Krankenkassen eingeführte – fachlich 
unsinnige – Aufteilung der Kurzzeitthera-
pie in zwei Einheiten à 12 Stunden unnöti-
ge Bürokratie und Verzögerungen.

Wie sind die Elemente der Psychothera
pieRichtlinie aus Ihrer Sicht bislang in 
Bremen umgesetzt worden?
Die psychotherapeutische Sprechstunde 
ist von den Psychotherapeutinnen und 
Psychotherapeuten rasch aufgenom-
men und umgesetzt worden Der über-
große Teil der Kolleginnen und Kollegen 
betrachten sie als eine Bereicherung im 
Interesse einer besseren Versorgung von 
psychisch kranken Menschen. Allerdings 
schafft die Sprechstunde keine zusätzli-
chen Kapazitäten. Das Problem der lan-
gen Wertezeiten auf Beginn einer Psycho-
therapie ist damit nicht gelöst. Nach wie 
vor zeigt sich für die Psychotherapeuten-
kammer, dass auf Psychotherapie nach § 
15 Abs. 3, also auf das Kostenerstattungs-
verfahren, nicht verzichtet werden kann.

Wie sehen Sie die zukünftige Entwicklung 
im Bereich der Psychotherapie, wo muss 
sich aus Sicht der Psychotherapeuten
kammer noch etwas verändern?
Kurzfristig müssen Anreize geschaffen 
werden, die Versorgungsaufträge besser 

auszunutzen, z. B. über Erleichterun-
gen beim Jobsharing und bei der Über-
führung ganzer Praxissitze in halbe Sit-
ze. Ein wichtiges Zukunftsprojekt liegt in 
der Reform der Psychotherapie-Ausbil-
dung. Das Bundesgesundheitsministeri-
um hat Ende Juli einen Arbeitsentwurf zur 
Novellierung des Psychotherapeutenge-
setzes vorgelegt. Eine Direktausbildung 
zum Psychotherapeuten bzw. zur Psy-
chotherapeutin mit einer anschließen-
den alters- und verfahrensbezogenen 
Weiterbildung entspricht den gestiege-
nen Anforderungen an den psychothe-
rapeutischen Beruf. Außerdem trägt sie 
dazu bei, Versorgungsengpässe infolge 
des zunehmenden Facharztmangels in 
den ärztlichen „Psycho-Disziplinen“ zu 
verringern. Wir wünschen uns hier eine 
konstruktive Begleitung des Prozesses 
seitens des Spitzenverbandes der Kran-
kenkassen.  

Mit mehr als 803.400 Euro för-
dern die Krankenkassen im 
Land Bremen die neun ambu-

lanten Hospizdienste in diesem Jahr 
– das sind 8,42 Prozent mehr als im 
Vorjahr. Allein die Ersatzkassen unter-
stützen die Arbeit der häuslichen Ster-
bebegleiter mit etwa 312.000 Euro.
Im Land Bremen haben im vergange-
nen Jahr 406 Helferinnen und Helfer mit 
der Unterstützung durch die Kassen 473 
schwer kranke Patienten und ihre Ange-
hörigen begleitet und sie in der letzten 
Lebensphase in ihrem häuslichen Um-
feld betreut. Darunter waren auch 76 Kin-
der und ihre Familien. Die Hospizdienste 
stehen dabei unter der fachlichen Leitung 
mindestens einer Pflegefachkraft, die die 
Ehrenamtlichen schult, unterstützt und 
deren Einsatz koordiniert. 
Seit dem vergangenen Jahr dürfen auch 
Teile der Sachkosten, wie Fahrtkosten 
der ehrenamtlichen Helfer, Miet- und 
Nebenkosten der Hospizdienste bezahlt 
werden. Insgesamt übernehmen die 
Krankenkassen damit einen wesentli-
chen Betrag der notwendigen Kosten für 
eine würdevolle Begleitung sterbender 
Menschen bis zuletzt. 
Mit ihrer Arbeit leistet die ambulante 
Hospizarbeit einen unverzichtbaren Bei-
trag in der Begleitung schwer kranker 
Menschen. Mit der Förderung honorieren 
die Krankenkassen auch das große Enga-
gement der Ehrenamtlichen.

V E R S O R G U N G  S C H W E R K R A N K E R

803.400 Euro  
für neun ambulante 
Hospizdienste

KARL-HEINZ SCHRÖMGENS
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Organe sind die neuen Schlagerthe-
men in den Buchläden. Nach dem 
Beststeller „Darm mit Charme“ von 
Giulia Enders ist nun die Haut dran. 
Die Berliner Dermatologin Dr. Yael 
Adler hat mit dem Titel „Hautnah“ 
einen neuerlichen Spiegel-Ver-
kaufsschlager im Bereich der medi-
zinischen Populärwissenschaft ge-
landet. Adler erzählt von Falten, 
Pickeln, Narben und Fußkäse als ei-
nem großen Archiv voller Spuren 
des Lebens und erklärt, warum im 
größten Organ Haut ganz schön viel 
Hirn drinsteckt.

Dr. Yael Adler 
Hautnah 
2016, 333 S., 16,99 EUR 
DroemerKnaur

Die elektronische Patientenak-
te (ePA) hat viele Vorteile und doch 
hat sie den Eingang in das deutsche 
Gesundheitswesen bisher nicht ge-
schafft – im Gegensatz zu ande-
ren Ländern, die diese bereits er-
folgreich nutzen. Wie ist die ePA in 
Vorreiter-Ländern wie Dänemark, 
Israel, den USA und Österreich aus-
gestattet? Welche Rolle können von 
Google & Co entwickelte ePA spie-
len? Welche Schlussfolgerungen 
können für Deutschland gezogen 
werden, damit der Umgang mit elek-
tronischen Patientendaten gelingen 
kann? Diesen Fragen geht das Buch 
auf den Grund.

Stiftung Münch (Hg.) 
Die elektronische Patientenakte 
– Fundament einer effektiven 
und effizienten Gesundheits
versorgung 
2017, 123 S., 59,99 EUR 
medhochzwei Verlag

B Ü C H E R

Hautnah dran

Elektronische 
 Spaltung

Seit dem 
1. August hat 
die DAK-Ge-

sundheit, bundes-
weit die drittgröß-
te Ersatzkasse, 
eine Landesver-
tretung in Bre-
men. Ihr Leiter 
und zentraler An-

sprechpartner für Politik und Vertrags-
partner ist Jörg Juncker. Der Gesund-
heitsökonom ist seit 30 Jahren bei der 
Krankenkasse tätig, zuletzt als Vertriebs-
leiter. „Mit unserer neuen Landesver-
tretung in Bremen sind wir als große ge-
setzliche Krankenversicherung in der 
Gesundheitspolitik vor Ort noch stärker 
sichtbar“, erklärt DAK-Gesundheit-Vor-
standschef Andreas Storm zum Start. Jun-
cker ist mit seinem Team zuständig für die 
Vertragsverhandlungen mit Ärzten, Zahn-
ärzten, Krankenhäusern und Reha-Ein-
richtungen und steuert damit die Versor-
gung der rund 60.000 DAK-Versicherten in 
Bremen. Außerdem möchte der 48-jährige 
Bremer den Dialog mit der Politik und den 
in Bremen vertretenen Interessengruppen 
und Verbänden intensivieren.

Mehr als 4,25 Millionen Mitglieder 
der Techniker Krankenkasse, 
DAK-Gesundheit, KKH und hkk 

haben ihre Stimme bei der Sozialwahl 
2017 abgegeben – rund 740.000 Wahl-
berechtigte mehr als bei der vorheri-
gen Sozialwahl. Alle Ersatzkassen konn-
ten Zugewinne erzielen. „Dies stärkt 
den Selbstverwaltern den Rücken in ih-
rer täglichen ehrenamtlichen Arbeit“, so 
Uwe Klemens, vdek-Verbandsvorsitzen-
der. Die Mitglieder der BARMER haben 
noch bis zum 4. Oktober die Möglichkeit 
zu wählen. 

P E R S O N A L I E

Juncker leitet DAK
Landesvertretung

S O Z I A L W A H L  2 0 1 7

Zugewinne bei den 
Ersatzkassen

Kleine und mittlere Betriebe, die 
mehr für die Gesundheit ihrer Mit-
arbeiter tun möchten, erhalten nun 
noch mehr Unterstützung durch die 
gesetzlichen Krankenkassen. Seit Mai 
hat auch in Bremen die regionale Ko-
ordinierungsstelle Betriebliche Ge-
sundheitsförderung (BGF) ihre Arbeit 
aufgenommen. Ein neues Beratungs- 
und Informationsportal im Internet 
bündelt die Unterstützungsangebo-
te. So kann ein Unternehmen, unab-
hängig von Branche und Beschäftig-
tenzahl, einfach und schnell einen 
kompetenten BGF-Experten bei ei-
ner Kasse finden. Die individuelle Be-
ratung erfolgt per Telefon oder vor 
Ort nach vereinbarten Standards. Die 
BGF-Koordinierungsstelle wurde in 
einer gemeinsamen Initiative aller 
gesetzlichen Krankenkassen und auf 
Grundlage des Präventionsgesetzes 
ins Leben gerufen. http://www.bgf
koordinierungsstelle.de

P R Ä V E N T I O N

Mehr Hilfen für 
 Betriebe

JÖRG JUNCKER
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